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Ermittlung des Teilwerts einer Pensionsrückstellung bei dynamisch ausgestalteter 

Anpassungsverpflichtung unter Verstoß gegen die gesetzliche Übergangsregelung 

in § 30c Abs. 1 i. V. m. § 16 Abs. 3 Nr. 1 BetrAVG 

 

Mit Urteil vom 5. Februar 2025 (Aktenzeichen 1 K 41/23 – veröffentlicht in EFG 2025, 1141) 

hatte der 1. Senat des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts darüber zu entschieden, 

ob bei der Ermittlung des Teilwerts einer Pensionsrückstellung eine dynamisch ausgestal-

tete Anpassungsverpflichtung auch für solche Versorgungsempfänger steuermindernd zu 

berücksichtigen ist, denen bereits vor dem 1. Januar 1999 erstmalig eine Versorgungszu-

sage erteilt wurde, insbesondere darüber, ob eine später im Wege einer abändernden Be-

triebsvereinbarung zugesagte Anpassungsverpflichtung um 1% jährlich wegen Verstoßes 

gegen § 30c Abs. 1 i. V. m. § 16 Abs. 3 Nr. 1 des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) mit 

der Folge unwirksam ist, dass diesen Versorgungsempfängern kein durchsetzbarer 

Rechtsanspruch auf die dynamische Anpassung der zugesagten laufenden Leistungen i. 

S. d. § 8 Abs. 1 KStG i. V. m. §§ 5 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1, 6a Abs. 1 Nr. 1 EStG zusteht. 

 



 

 

2 

Die gemeinsame Konzernmutter der klagenden Kapitalgesellschaft und ihrer Organträge-

rin hatte den Mitarbeitern ihrer Konzerngesellschaften mit einer Betriebsvereinbarung Zu-

sagen zur betrieblichen Altersvorsorge in Form einer Direktzusage erteilt, durch welche 

auch solche Mitarbeiter begünstigt wurden, denen schon vor dem 1. Januar 1999 Zusagen 

zur betrieblichen Altersvorsorge erteilt worden waren. Für die Anpassung der laufenden 

Betriebsrentenzahlungen sollte § 16 BetrAVG in der damals gültigen Fassung gelten. Spä-

ter führte die Konzernmutter mit einer Konzern-Betriebsvereinbarung einen neuen Ren-

tenplan ein, mit welchem unter Hinweis auf die neu geschaffene Regelung in § 16 Abs. 3 

BetrAVG eine arbeitgeberseitige Verpflichtung zur Erhöhung der laufenden Versorgungs-

leistungen um jährlich 1 % eingeführt wurde. Die Klägerin holte Gutachten über die versi-

cherungsmathematische Bewertung der Pensionsverpflichtungen ein und bezog die mit 

dem neuen Rentenplan eingeführte dynamische Anpassung der laufenden Versorgungs-

leistungen für sämtliche bestehenden Versorgungszusagen in die steuerbilanzielle Bewer-

tung der Pensionsverpflichtungen ein. Das Finanzamt führte eine steuerliche Außenprü-

fung durch und stellte sich anschließend auf den Standpunkt, dass die vorgesehene dyna-

mische Anpassung der Versorgungsleistungen wegen Verstoßes gegen § 30c Abs. 1 Be-

trAVG nichtig sei, soweit sich diese auch auf Altfälle beziehe, welche bereits vor dem 1. 

Januar 1999 Versorgungszusagen erhalten hatten. Die Pensionsverpflichtungen seien da-

mit niedriger zu bewerten und die steuerlichen Verpflichtungen der Klägerin dementspre-

chend höher anzusetzen. Die Klägerin wandte dagegen ein, dass die vertraglich verein-

barte Anpassungsverpflichtung sehr wohl für sämtliche Versorgungsempfänger wirksam 

und daher steuermindern zu berücksichtigen sei. 

Der angerufene 1. Senat entschied, dass die streitgegenständliche Versorgungszusage 

wegen Verstoßes gegen die betriebsrentenrechtlichen Regelungen teilweise unwirksam 

und dass die Bewertung des Finanzamtes daher zutreffend sei. Zur Beantwortung der 

Frage, ob ein einklagbarer Pensionsanspruch bestehe, sei nach der Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs (BFH) auf die arbeitsrechtlichen Grundsätze des Bundesarbeitsgerichts 

(BAG) zum Betriebsrentenrecht zurückzugreifen. Der 1. Senat legte die vertraglichen Ver-

einbarungen dahingehend aus, dass mit der streitgegenständlichen Einführung des neuen 

Rentenplans auch die zuvor noch ausdrücklich vorgesehene Anpassung der Rentenan-

sprüche im Rahmen der gesetzlichen Anpassungsprüfungspflicht abbedungen werden 

sollte. Dies führe nach der herangezogenen BAG-Rechtsprechung dazu, dass die Ver-

pflichtung zur 1%igen jährlichen Erhöhung der Rentenansprüche in den streitgegenständ-

lichen Altfällen rechtlich unwirksam sei. Eine Anrechnungsbestimmung, wonach die jährli-
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chen Mindestanpassungen auf etwaige Erhöhungen im Rahmen der Anpassungsprü-

fungspflicht anzurechnen sei, sei zur Überzeugung des 1. Senats nicht in die streitgegen-

ständliche Betriebsvereinbarung aufgenommen worden und finde dort auch keinen An-

klang. Es habe auch keine vertragliche Fortgeltungsanordnung vorgelegen, nach welcher 

die gesetzliche Anpassungsprüfungspflicht neben der vertraglichen dynamischen Anpas-

sungsverpflichtung bestehen bleiben sollte. Darüber hinaus sei die neue gesetzliche Re-

gelung in § 16 Abs. 3 Nr. 1 BetrAVG nahezu wortgleich in den neuen Rentenplan über-

nommen worden. 

 

Der 1. Senat des Finanzgerichts hat die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung zuge-

lassen, da finanzgerichtlich bislang noch nicht abschließend geklärt ist, ob und unter wel-

chen Voraussetzungen ein Verstoß gegen die Regelung in § 30c Abs. 1 i. V. m. § 16 Abs. 

3 Nr. 1 BetrAVG zur teilweisen Versagung einer steuerlichen Pensionsrückstellung führt. 

Das Revisionsverfahren ist beim BFH unter dem Aktenzeichen IX R 8/25 anhängig. 

 

 

1. Besteht ein Nießbrauchsrecht an Flächen, auf denen der Nießbraucher Land- und 

Forstwirtschaft betreibt, so ist für den im Rahmen eines Schenkungsvertrages zwi-

schen Nießbraucher und Eigentümer der Flächen erklärten Verzicht auf diesen Nieß-

brauch die Steuerbegünstigung nach §§ 13a, 13b ErbStG (a.F.) nicht zu gewähren. 

 

2. Eine aufschiebend bedingte Last ist auf den Zeitpunkt des Bedingungseintritts zu 

bewerten, eine Abzinsung für die Schwebezeit zwischen dem Rechtsgeschäft und 

dem Bedingungseintritt findet - außer in den Fällen des § 12 Abs. 3 BewG - nicht 

statt. 

 

Der 3. Senat des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts hatte im Urteil vom 31. März 

2025 (Aktenzeichen 3 K 28/24 – veröffentlicht in EFG 2025, 1181) zum einen über die 

Frage zu entscheiden, ob für den schenkweisen Verzicht auf ein zuvor vorbehaltenes 

Nießbrauchsrecht an land- und forstwirtschaftlichen Flächen die Steuerbegünstigung der 

§§ 13a, 13b ErbStG (a.F.) zu gewähren ist, sowie zum anderen darüber, ob eine im Rah-

men einer gemischten Schenkung vereinbarte aufschiebend bedingte Last auf den Tag 

der Steuerentstehung (= Abschluss des Schenkungsvertrages) abzuzinsen ist. 

Der Kläger hatte von seinem Vater (= Schenker) im Rahmen der vorweggenommenen 

Erbfolge schenkweise zunächst einen Hof und landwirtschaftliche Flächen erhalten, an 
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denen der Schenker sich ein lebenslanges Nießbrauchsrecht vorbehielt. In der Folgezeit 

erwarb der Schenker weitere landwirtschaftliche Flächen und bewirtschaftete diese ge-

meinsam mit den Nießbrauchsflächen. Die zusätzlich erworbenen Flächen übertrug der 

Schenker nach einigen Jahren im Rahmen einer weiteren (gemischten) Schenkung eben-

falls auf den Kläger. Zudem sollte der bei der ersten Schenkung vorbehaltene Nießbrauch 

zum Teil beendet werden. Der Kläger bewirtschaftete sodann sämtliche Flächen selbst. 

Des Weiteren wurde in dem zweiten Übertragungsvorgang im Rahmen der Gegenleistun-

gen u.a. vereinbart, dass sich der Kläger zur Übertragung eines in seinem Eigentum ste-

henden Grundstückes verpflichtete, wenn der Schenker und dessen Ehefrau verbindlich 

erklärten, ihren Wohnsitz dorthin verlegen zu wollen, was in den Folgejahren auch ent-

sprechend umgesetzt wurde. Mit dem streitgegenständlichen Bescheid wurde für den Er-

werb aus dem zweiten Übertragungsvorgang Schenkungsteuer festgesetzt, wobei das Fi-

nanzamt für den Nießbrauchsverzicht einen Wert X berücksichtigte sowie von dem Ge-

samtwert der übertragenen Besitzposten unter anderem als Gegenleistung den Wert des 

von dem Kläger auf den Schenker übertragenen Grundstücks abzog. Den Wertansatz für 

dieses Grundstück ermittelte das Finanzamt durch Abzinsung des auf den Übertragungs-

zeitpunkt festgestellten Grundstückswerts auf den Tag des Abschlusses des zweiten Über-

tragungsvertrages. Der Kläger begehrte im Klagverfahren im Hinblick auf den Nieß-

brauchsverzicht die Steuerbefreiung nach §§ 13a, 13b ErbStG (a.F.) und wandte sich ge-

gen die von dem Finanzamt vorgenommene Abzinsung des Grundstückswertes. 

Der 3. Senat des Finanzgerichts hat der Klage im Hinblick auf die Abzinsung des Grund-

besitzwertes stattgegeben und dabei im Wesentlichen auf einschlägige BFH-Rechtspre-

chung verwiesen. Für einen - der BFH-Rechtsprechung vermeintlich entgegenstehenden 

- sog. Nichtanwendungserlass, der eine entsprechende Anwendung des § 12 Abs. 3 BewG 

vorsah, hat der 3. Senat keine Rechtsgrundlage gesehen. Hinsichtlich der von dem Kläger 

begehrten Steuerbegünstigung für den schenkweise erklärten Nießbrauchsverzicht hat der 

3. Senat des Finanzgerichts die Klage hingegen abgewiesen. Die vom Kläger vorgenom-

mene „Gesamtbetrachtung“ der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe zunächst beim 

Schenker und nach der Schenkung beim Kläger greife zu kurz. Vielmehr sei die Frage, ob 

ein Nießbrauch respektive der entsprechende Nießbrauchsverzicht Wirtschaftsteil des 

land- und forstwirtschaftlichen Betriebes sei, für den Betrieb des Schenkers sowie für den 

des Klägers gesondert zu beantworten. Zuwendungsgegenstand im Schenkungsvertrag 

sei nämlich nicht „der“ land- und forstwirtschaftliche Betrieb gewesen, sondern dessen 

Grundlagen, die Basis der Bewirtschaftung seien. Diese hätten sich nach Maßgabe der 
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vorzunehmenden rechtlichen Beurteilung im konkreten Fall bei Schenker und Kläger un-

terschiedlich dargestellt. Dem Kontinuitätserfordernis der §§ 13a, 13b ErbStG (a.F.) sei 

damit nicht Genüge getan worden.  

 

Das Urteil ist inzwischen rechtskräftig. 

 

 

Übertragung einer in der Gesamthandsbilanz einer Personengesellschaft gebildeten 

Rücklage nach § 6b Abs. 3 EStG durch Mitunternehmer in Ergänzungsbilanzen 

 

Mit Urteil vom 10. Juli 2024 (Aktenzeichen 2 K 14/23 – veröffentlicht in EFG 2025, 180) 

hat der 2. Senat des Finanzgerichts entschieden, dass die Kommanditisten (Mitunterneh-

mer) einer KG, in deren Gesamthandsbilanz der Gewinn aus der Veräußerung eines 

Grundstücks der Gesellschaft durch Bildung einer Rücklage nach § 6b Abs. 3 EStG neutra-

lisiert worden ist, von ihrem Wahlrecht auf Übertragung der Rücklage in Ergänzungsbilan-

zen unterschiedlich Gebrauch machen können. Üben die Mitunternehmer das Wahlrecht 

zur Übertragung der Rücklage auf ein Reinvestitionsobjekt einheitlich in der Gesamthands-

bilanz aus, wird ihnen der Gewinn aus der späteren Veräußerung des Reinvestitionsob-

jekts entsprechend ihrer Beteiligung im Veräußerungszeitpunkt zugerechnet. Einem Mit-

unternehmer ist für die Bildung einer weiteren Rücklage nach § 6b Abs. 3 EStG nur dann 

ein höherer Veräußerungsgewinn zuzurechnen, wenn für ihn bei der Übertragung der 

Rücklage entsprechend seiner damaligen höheren Beteiligung Korrekturwerte in einer Er-

gänzungsbilanz gebildet worden sind. 

Mit ihrer Klage wandte sich die KG gegen die vom Beklagten im Rahmen der gesonderten 

und einheitlichen Feststellung angesetzte Höhe der für einen Kommanditisten gebildeten 

Rücklage nach § 6b Abs. 3 EStG. Die KG erwarb im Jahr 2006 ein Grundstück, auf das 

sie eine nach Veräußerung eines anderen Grundstücks gebildete Rücklage nach § 6b Abs. 

3 EStG übertrug und diese in ihrer Gesamtbilanz als Sonderposten mit Rücklagenanteil 

auswies. Zu diesem Zeitpunkt war der Kommanditist zu 95 % an der KG beteiligt. Die 

Beteiligung verminderte sich in der Folgezeit bis 2012 durch Aufnahme eines weiteren 

Kommanditisten auf 36 %. Im Jahr 2013 veräußerte die KG das Grundstück und erfasste 

für den Kommanditisten den ihm zustehenden anteiligen Veräußerungsgewinn in Höhe 

von 47,5 % als neue Rücklage nach § 6b Abs. 3 EStG in dessen Ergänzungsbilanz. Der 

Beklagte vertrat demgegenüber im Anschluss an eine Außenprüfung die Auffassung, dass 
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die Rücklage für den Kommanditisten lediglich im Umfang seiner Beteiligung zum Zeit-

punkt der Veräußerung von 36 % hätte gebildet werden dürfen. Der falsche Bilanzansatz 

sei in der ersten verfahrensrechtlich noch änderbaren Ergänzungsbilanz für das Jahr 2015 

zu korrigieren. 

Der 2. Senat des Finanzgerichts hat sich der Rechtsauffassung des Finanzamts ange-

schlossen und die Klage abgewiesen. Die Voraussetzungen für die Bildung der Rücklage 

nach § 6b Abs. 3 EStG hätten dem Grunde nach vorgelegen. Der für die Höhe der Rück-

lage maßgebliche Gewinn aus der Veräußerung des Grundstücks sei entsprechend der 

Beteiligung zum Zeitpunkt der Veräußerung zu 36 % auf den Kommanditisten entfallen. 

Zu diesem Veräußerungsgewinn sei der auf das Grundstück übertragene und zum Veräu-

ßerungszeitpunkt aufgelöste Sonderposten mit Rücklagenanteil nach § 6b Abs. 3 Satz 4 

EStG beim Kommanditisten mit einem Anteil von 36 % hinzuzurechnen. Für die von der 

Klägerin begehrte höhere Hinzurechnung fehle es an einer für den Kommanditisten ge-

führten Ergänzungsbilanz, aus der sich abweichende Korrekturwerte zur Gesamthandsbi-

lanz der KG ergäben. Denn die Mitunternehmer der KG hätten ihr Wahlrecht nach § 6b 

EStG bei der Anschaffung des Grundstücks im Jahr 2006 ausschließlich in der Gesamt-

handsbilanz der KG ausgeübt. Für die gesellschafterbezogene Ausübung des Bilanzie-

rungswahlrechts reiche es nach Auffassung des Finanzgerichts nicht aus, dass sich ab-

weichende Korrekturwerte zur Gesamthandsbilanz aus anderweitigen Unterlagen wie der 

Gewinn- und Verlustrechnung ergäben. Der Beklagte habe die fehlerhaft gebildete Rück-

lage für den Kommanditisten im Wirtschaftsjahr 2014 nach dem Grundsatz des formellen 

Bilanzzusammenhangs in der ersten noch offenen Bilanz für das Wirtschaftsjahr 2015 in 

Höhe der fehlerhaften 11,5 % auflösen dürfen. 

 

Das Urteil ist rechtskräftig. 

 

 

1. Es gibt keinen allgemeinen Vertrauensschutz im Hinblick auf die Grunderwerb-

steuer nach der Rechtsprechungsänderung des Bundesfinanzhofs bei sog. RETT-

Blocker-Gestaltungen 

 

2. Ein bloß formeller Verwaltungsakt ist rechtswidrig und ohne weitere Sachprüfung 

vom Finanzgericht aufzuheben, weil das FA nicht berechtigt war, in der Form des 

Verwaltungsaktes zu handeln 
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Der 3. Senat des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts hatte mit Urteil vom 3. Juni 

2025 (Aktenzeichen 3 K 47/23 - veröffentlicht in EFG 2025, 1268) über die Frage nach 

Vertrauensschutz bei geänderter höchstrichterlicher Rechtsprechung in sog. RETT-Blo-

cker-Konstellationen sowie darüber zu entscheiden, ob das Finanzamt befugt war, über 

die Anwendbarkeit des § 176 Abs. Satz 1 Nr. 3 AO isoliert mittels Verwaltungsakt zu ent-

scheiden.  

Die Klägerin hielt Beteiligungen an diversen Gesellschaften, die ihrerseits diverse Grund-

stücke hielten. Im Rahmen von Umstrukturierungsmaßnahmen im August 2012 erfolgten 

Änderungen in den Gesellschafterstrukturen, in deren Folge die Klägerin u.a. an einer 

grundstückshaltenden Gesellschaft - wie zuvor - unstreitig mittelbar 93,34% der Anteile 

hielt. Die übrigen 6,66% der Anteile hielt nunmehr die X-GmbH & Co. KG, deren alleinige 

Kommanditistin wiederum die Klägerin war. Komplementärin der X-GmbH & Co.KG war 

eine GmbH, an der die Klägerin nicht beteiligt war (sog. RETT-Blocker). Eine Grunder-

werbsteuerfestsetzung erfolgte für diesen Vorgang zunächst nicht. Nach Durchführung ei-

ner Groß- und Konzernbetriebsprüfung im Jahr 2019 kam das Finanzamt aber zu dem 

Ergebnis, dass der Klägerin ab August 2012 neben der unstreitigen Beteiligung in Höhe 

von 93,34% an der grundstückshaltenden Gesellschaft auch die mittelbar über die X-

GmbH & Co. KG gehaltenen Anteile in grunderwerbsteuerlich relevanter Weise zuzurech-

nen seien. Daher sei ab August 2012 auf der Ebene der Klägerin eine (grunderwerbsteu-

erlich relevante) Anteilsvereinigung im Sinne von § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG hinsichtlich der 

Anteile an der grundstückshaltenden Gesellschaft erfolgt. Die Klägerin stellte beim Finanz-

amt u.a. einen Antrag auf Billigkeitsentscheidung nach § 163 AO sowie auf „Gewährung 

von Vertrauensschutz […] gem. § 176 Abs. 1 Nr. 3 AO“. Beide Anträge lehnte das Finanz-

amt jeweils mit eigenem Bescheid ab, wogegen sich die Klägerin mit ihrer Klage wandte.  

Der 3. Senat des Finanzgerichts hat der Klage im Hinblick auf den Anfechtungsantrag be-

treffend den „Bescheid“ bzgl. § 176 AO stattgegeben und die Klage im Übrigen abgewie-

sen. Die Aufhebung des aus Sicht des 3. Senats bloß formellen „Bescheides“ betreffend  

§ 176 AO resultiere dabei schon aus dessen fehlender Verwaltungsakt-Qualität. Im Hin-

blick auf den begehrten Vertrauensschutz sei indes schon keine Unbilligkeit im Rechts-

sinne festzustellen. Eine solche folge insbesondere nicht aus der nach Umsetzung der 

Umstrukturierung erfolgten Änderung der Rechtsprechung des BFH zu sog. RETT-Blo-

ckern und der darauffolgenden Änderung der Verwaltungspraxis. Nach Ansicht des 3. Se-

nats liege darin insbesondere kein Verstoß gegen den Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 

GG; auch der Rechtsgedanke des § 176 Abs. 1 AO sei im vorliegenden Fall zur Bejahung 

einer „Unbilligkeit“ nicht heranzuziehen.  
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Der 3. Senat hat die Revision gegen das Urteil zugelassen. Das Revisionsverfahren ist 

beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen II R 32/25 anhängig. 
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